Bilanz zur Abstimmung über die Initiative „Faire Steuern - Für Familien“.
Eine heftige Auseinandersetzung endet mit einem Teilerfolg

Das Ergebnis vom 23. September 2012 lässt sich wie folgt zusammenfassen: Ein Drittel stimmte für die Initiative, mehr als 50 Prozent unterstützten den Gegenvorschlag des Grossen Rates. Konkret hat dies folgende Auswirkungen:
· Die Pauschalsteuer wird nicht abgeschafft - aber die Bemessungsgrundlage massiv verschärft. Drei Viertel aller Pauschalbesteuerten fallen ins ordentliche Steuerverfahren. Konkret betrifft dies 167 der insgesamt 215 Pauschalbesteuerten (2009). Im Kanton Bern wird die Pauschalsteuer damit mehr denn je zum Privileg für Superreiche.

· Die Kinderabzüge werden erhöht. Wie die Initiative verlangt, können neu 8000 Franken pro Kind abgezogen werden.

· Die Steuersenkungen 2010 bleiben. Damit entfallen Mehreinnahmen für den Kanton Bern. Die finanzielle Situation ist ernst und bleibt es auf absehbare Zeit.

Ausgangslage Steuergesetzrevision 2010
Dieses Ergebnis darf sich sehen lassen, wenn man bedenkt wie die Situation 2010 bei Lancierung der lnitiative aussah.
· Die bürgerliche Mehrheit des Grossen Rates wollte vor den Wahlen 2010 noch ein paar Wahlgeschenke machen. Es gab weder in der Kommission noch im Plenum Spielraum für Verhandlungen und für Kompromisse in Sachen Steuersenkungen. Warnungen betreffend Entwicklung der Kantonsfinanzen schlug er in den Wind.

· Die bürgerliche Mehrheit des Grossen Rates verteidigte stur die Pauschalsteuer und ging nicht auf Anträge ein, die eine Erhöhung der Bemessensgrundlage auf 400‘000 Franken verlangten.

· Die bürgerliche Mehrheit des Grossen Rates liess kein obligatorisches Referendum zu und verunmöglichte mit einem Bubentrickli einen echten Volksvorschlag.

Sich in dieser Situation geschlagen zu geben, hiess einen politisch falschen Entscheid zu akzeptieren und die Machtverhältnisse zu anerkennen. Das wollten wir nicht.
Die Initiative „Faire Steuern - Für Familien“ als Antwort.
Die Initiative erwies sich als sinnvolles Mittel gegen die Ohnmacht. Sie schuf Gestaltungsmöglichkeiten und gab uns die Handlungsfähigkeit zurück. Die Initiative wurde bereits vor Abschluss der Beratungen im Grossen Rat in den Gremien des GKB diskutiert und vorbereitet. Wir konnten also unmittelbar reagieren.
Das Initiativprojekt war anschlussfähig. Es gelang uns, eine breite Koalition mit SP, Grünen und EVP zu schmieden. Die Sammelkampagne verlief erfolgreich. Die Initiative kam im November 2010 mit 16‘800 gültigen Unterschriften zustande.
Die Skandalisierung der Pauschalsteuer zeigte Wirkung in den Kreisen der bürgerlichen Mehrheit. In breiten Teilen der Bevölkerung ist diese sehr umstritten. Die Abschaffung in den Kantonen Zürich, Schaffhausen, Appenzell AR zeigte, dass Steuergerechtigkeit ein wichtiger Wert ist und dass Privilegien verpönt sind. In diesem Zusammenhang Ausländerlnnen nicht besser zu stellen, leuchtet ein.
Weil sich die bürgerliche Mehrheit des Grossen Rats Sorgen um die Chancen ihres Steuersenkungsprojekte machte, kam sie der Initiative in den Punkten Pauschalsteuer und Kinderabzüge weit entgegen, Die harte Haltung bei den Steuersenkungen blieb.
Die Kampagne der Initiative war gut sichtbar. Die Stimmung war sehr aufgekocht - nicht zuletzt, weil im Oberland Existenzängste geschürt wurden. Die Abstimmungssituation war sehr unübersichtlich wegen der verschiedenen Vorlagen. Wichtige Medien waren Teil der gegnerischen Kampagne.
Dank der Initiative gelang es uns, im ländlichen Raum Bevölkerungskreise zu mobilisieren, die sich sonst nicht in der Politik vertreten fühlen.
Wir haben mit den Resultat das eigene Potential ausgeschöpft. Zusätzliche Stimmen konnten wir aber nicht erzielen. Hier sorgte der Gegenvorschlag für eine offensichtlich akzeptable Alternative.
Schlussfolgerungen.
· Steuersenkungen sind kurzfristig attraktiv. Das Argument des Steuerwettbewerbs zieht. Der Gegenwert „Service Public“ kann nicht wirklich ins Spielgebracht werden.
· Die Pauschalsteuer bleibt ungerecht. Die nationale Initiative wird ihr den Rest geben. Standortwettbewerb mit Steuergeschenken hat keine Zukunft .
· Die Bereitschaft Familien mit Kindern steuerlich zu entlasten, ist unbestritten. In diese Richtung sind weitere Schritte möglich.
· Die bürgerliche Mehrheit entscheidet bis auf weiteres in finanz- und steuerpolitischen Fragen. Sie übernimmt die Verantwortung für die Folgen.
Nach zwei Erfolgen in steuerpolitischen Auseinandersetzungen 2005 und 2008 erreichten wir mit der Initiative „Faire Steuern - Für Familien“ unsere Ziele nicht ganz. Wir müssen das Resultat akzeptieren, Das hindert uns aber nicht, auch in Zukunft mit allen demokratischen Mittel Einfluss auf die Finanz- und Steuerpolitik des Kantons zu nehmen. Diese muss sich an den Bedürfnissen des Service Public orientieren, denn auf sein gutes Funktionieren ist der Grossteil von uns allen angewiesen.
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